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wesen im Burgenlal1d (Burgenländisches Leichen- und Bestattungs­
wesengesetz)

Der Landtag hat beschlossen:

I. Abschnitt

Totenbeschau

§ 1

Umfang und Zweck

(1) Jede Leiche ist vor der Bestattung der Totenbeschau
durch den auf Grund dieses Gesetzes zuständigen Totenbeschauer
zu unterziehen. Der Totenbeschau unterliegen auch Tot- und Fehl­
geburten.

.-
(2) Die Totenbeschau dient zur Feststellung des ein-

getretenen Todes und der Todesursache, ferner bei ungeklärter
Todesursache und bei Todesfällen als Folge strafbarer Hand­
lungen oder Unterlassungen zu deren Klärung bzw. zur Einleitung
eines behördlichen Verfahrens und schließlich bei Todesfällen

nach anzeigepflichtigen Krankheiten zur Einleitung von Maß­
nahmen zum Zwecke der Abwehr weiterer Erkrankungen.

§ 2

Tetenbeschauer

(1) Zur Vornahme der Totenbeschau ist heranzuziehen:
a) in den Freistädten Eisenstadt und Rust der Stadtarzt,
b} in den übrigen Gemeinden der Gemeinde(Kreis-)arzt, soweit

nicht in Orten, in denen nur ein nicht im ö~fentlichen

Dienst stehender Arzt ansässig ist, dieser als Totenbeschauer
bestellt wird,

c) in öffentlichen Kranken- und Siechenanstalten mit Prosektur
der Prosektor.
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(2) Für jeden Totenbeschauer (Abs. 1) ist ein in Öster­
reich zur selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes be­
rechtigter Arzt als Stellvertreter zu bestellen, dem im Falle
der Verhinderung des ersteren die Vornahme der Totenbeschau
obliegt.

(3) Die Bestellung des nicht im öffentlichen Dienst
stehenden Arztes zum Totenbeschauer (Abs. 1 lit. b) und die
Bestellung des Stellvertreters (Abs. 2) erfolgt nach Anhörung
der Ärztekammer und des zuständigen Amtsarztes durch den Ge­
meinderat.

(4) Ärzte~ die nicht im öffentlichen Dienst stehen,
haben vor Antritt ihres Amtes als Totenbeschauer oder Stell­
vertreter vor dem Bürgermeister folgendes Gelöbnis zu leisten:
"Ich gelobe, die mir als Totenbeschauer obliegenden Pflichten
gemäß der gesetzlichen Vorschriften stets treu und gewissen­
haft zu erfüllen, mich hiebei weder von Eigennutz noch von
sonstigen außerdienstlichen Rücksichten beeinflussen zu lassen
und das Dienstgeheimnis stets strenge zu wahren."

(5) Die Tätigkeit des Totenbeschauers gemäß den Be­
stimmungen dieses Gesetzes ist dem Bürgermeister zuzurechnen.

§ 3

Anzeige des Todesfalles

(1) Jeder Todesfall ist unverzüglich dem Totenbeschauer
anzuzeigen. Zu dieser Anzeige sind verpflichtet:

a) wenn der Tod des Verstorbenen in einer Wohnung erfolgte, die
Familienangehörigen des Verstorbenen, die mit ihm im gemein­
samen Haushalt gelebt haben'} andere Wohnungsgenossen oder
Pflegepersonen des Verstorbenen, der Wohnungsinhaber, der
Hausbesitzer bzw. Hausverwalter; die Anzeigepflicht besteht
für jede dieser Personen nur insoweit, als eine in der
Reihenfolge früher genannte Person nicht vorhanden oder

~
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zur unverzüglichen Erstattung der Anzeige nicht in der Lage
ist;

b) wenn der Tod einer in eine Anstalt (Heil- und Pflegeanstalt,
Erziehungsanstalt, Strafanstalt usw.) aufgenommenen oder ein­
gewiesenen Person in derselben erfolgte, der Anstaltsleiter;

c) in allen übrigen Fällen derjenige, der zuerst den Todesfall
bemerkt oder die Leiche aufgefunden hat.

(2) Die Anzeige kann entweder unmittelbar oder im Wege
des für die Bestattung in Anspruch gencmmenen konzessionierten
Leichenbestattungsunternehmens erfolgen, welches verpflichtet
ist, die Anzeige sofort weiterzuleiten. Im Falle des Auffindens
einer Leiche kann die Anzeige auch im Wege des zusttindigen
Gemeindeamtes oder der örtlich zuständigen Polizei- oder
Gendarmeriedienststelle erfolgen.

(3) Bei Tot- und Fehlgeburten ist der beigezogene Arzt
sowie die beigezogene Hebamme zur Anzeige verpflichtet ohne
Rücksicht darauf, ob die Anzeige bereits von einer anderen Per­
son erstattet wurde oder hätte erstattet werden sollen. War kein
Arzt und keine Hebamme beigezogen, so gilt Abs. 1.

(4) Die Pflicht zur Anzeige des Todesfalles an das
Standesamt wird durch dieses Gesetz nicht berührt 0

§ 4

Ausstellung des Behandlungsscheines

Der Arzt, der den Verstorbenen zuletzt behandelt hat,
ist verpflichtet, einen Behandlungsschein, der alle für die
Feststellung der Todesursache erforderlichen Angaben, insbe­
sondere die Angabe der Krankheit und der angenommenen unmittel­
baren Todesursache zu enthalten hat, auszustellen, falls er
nicht auch als Totenbeschauer fungiert. Der Behandlungsschein
ist dem zur Todesfallsanzeige Verpflichteten zu übergeben.
Dieser hat den Behandlungsschein dem Totenbeschpuer vor der
Totenbeschau auszufolgen.
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§ 5

Verbot von Veränderungen, Pflicht zur
Auskunftserteilung

(1) Bis zur Durchführung der Totenbeschau ist die

Leiche am Sterbeort zu belassen. Hievon kann nur mit Zustimmung

des Totenbeschauers abgegangen werdGn~ wenn für diesen auf

Grund seiner eigenen Wahrnehmungen oder auf Grund des Behand­
lungsscheines keinerlei Zweifel an der Todesursache bestehen

und das Belassen der Leiche am Sterbeort unzweckmäßig erscheint.

(2) Bei plötzlichen Todesfällen, in Fällen eines ge­
waltsam herbeigeführten Todes oder bei Verdacht auf fremdes

Verschulden hat die Leiche bis zur Durchführung behördlicher
Erhebungen in unveränderter Lage zur verbleiben, sofern nicht
die Vornahme von Wiederbelebungsversuchen notwendig oder die
Veränderung der Lage der Leiche aus sonstigen zwingenden Grün­
den geboten ist.

(3) Jedermann ist verpflichtet~ dem Totonbeschauer
über alle der Feststellung der Todosursache dienlichen Um­
stände wahrheitsgetreue Auskünfte zu erteilen und die im Zu­
sammenhang mit der Totenbeschau getroffenen Anordnungen des
Totenbeschauers zu befolgen.

§ 6

Vornahme der Totenbeschau

(1) Der Totenbeschnuer hat die Totenbeschau ehest­

möglich 1 jedoch frühestens 6 stunden nach dem vermutlichen Ein­

tritt des Todes und binn8n 24 Stunden nach Erhalt der Todes­

fallsanzeigo vorzunehmeno
(2) Der Totenbeschauer hat nach genauer Untersuchung

des Verstorbenen nach den Erkenntnissen der medizinischen
Wissenschnft festzustellen, ob die Merkmale des eingetretenen
Todes an der Leiche eindeutig vorhanden sind~ ferner ob die von

ihm gemachten Beobachtungen mit den Angaben der Angehörigen
übereinstimmen und, falls er nicht selbst der zuletzt behandeln­
de Arzt gewesen ist, ob die von ihm gemachten Beobachtungen mit
den Angaben des Behandlungsscheines übereinstimmen sowie schließ-
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lieh, ob der Verdacht auf fremdes Verschulden an dem Eintritt
des Todes ausgeschlossen w.:rden kann ..

§ 7

Anzeigepflicht des Totenbeschauers

(1) Y'fenn de~ Verdacht besteht 9 daß der Tod durch
fremdes Verschulden herbeigefÜhrt oder mitverursacht wurde 9 hat
der Totenbeschauer auf dem kUrzesten Wege die Anzeige an den
staatsanwalt des zuständigen Gerichtes beziehungsweise an das

zuständige Bezirksgericht zu erstatten. Diese Anzeige kann auch

bei der örtlicn zuständigen Polizei-· oder Gendarmeriedienst­
stelle erstattet werden.

(2) Liegen die Voraussetzungen gem. Abs. 1 nicht vor,

kann aber die Todesurs8che nicht einwandfrei festgestellt werden

oder liegen andere Umstände vor, die eine verwaltungsbehördltche
Anordnung der Obduktion der Leiche für erforderlich erscheinen
lassen, so hat der Totenbeschauer die Anzeige im kürzesten Wege

an die Bezirksverwaltungsbehörde zu erstatten.

(3) Bei Todesfällen nach einer anzeigepflichtigen,

übertr2gbaren Krankhei t het oer Totenbeschauer bis zum Etntref··

fon des ~ntsarztes oder vor Anordnungen der Bezirksverwaltungs­

behörde die unaufschiebbaren sonitätspolizeilichon Verfügungen
vorläufig selbst zu treffen~

§ 8

Totenbescnaubefund

(1) Auf Grund der durchgeführten Totenbeschau hat der
Totenbeschauer den Totenbeschaubefund auf dem Formblatt (§ 1';)

in vierfacher Ausfertigung auszustellen~ Die erste Ausfertigung

ist für den Bürgermeister, die zweite für das zuständige stan­
desamt, die dritte für die Verwaltung des 7riedhofes, auf

welchem die Leiche beigesetzt werden wird bZWD für die Verwal­
tung der Feuerbestattungsanstalt, in welcher die Leiche einge­
äschert werden soll und die vierte im Falle einer Leichenüber­
führung für den Leichenbegleiter zwecks Ausfolgung an den zu­
ständigen Standesboamten des Begräbnisortes bestimmto
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(2) In den Fällen des § 7 l~bso 1 und Abs .. 2 darf' dar

Totenbeschaubefund erst au~gestellt werden, wenn das Ger~~ht

bzw. die Bezirksverwaltungsbehörde die Leiche zur Bestattung

freigegeben hat"

(3) Bei 1ebensunfähigen F1rüchten ist der Name der

Mutter j der Entwicklungsgr8d der beschauten Frucht bzw~ die

Art der ]'ruchtteile nncl al18nfal:Ls der Name und die Anschrif~;

der Hebamme oder des behandelnd"jn A2.1 ztes j.n den Totenbeschau-··

befund einzut~agen~

(4) Der Bürg0rmeister hat die Totenbeschaubefunde auf

ihre Vollständigkei':~ zu überprÜfen und ungenau oder unrichtig

ausgestellte Befunde dem Totenbeschauor zur Ergänzung oder

Richtigstellung zurUckzu;:.;tc11en" Von solchen Ergänzungen und

Richtigstellungen hat er den zuständigen Standesboamten in

Kenntnis zu setzeno Die geRammelten Befunde hat der BUrger­

meister 7 ausgenommen tn den :H're:i.stäclto~: E~i.senstadt und Rust,

monatlich der Bezirkshst'.plilli811nschaft zu Evidenzzwecken vor'zu·­

legena Die Bezirkshauptmannschaft (der Magistrat) hat die Be­

funde zeitltch fortlauft;nd nach den Sterbeorten gemeindevH~ise

geordnet zu sctmmeJ.n. IJ·~ese Sammlung ist jährltch abzuschließ8Yl

und durch 10 Jahre 8ufzubewehren.

§ 9

Kostentragung, ~onBtig8 Pflichte~ des Totenbeschauers

(1) Die KcsteTI '3.JJ.81 vom Totenbeschauer benötigten

Drucksor-ten hat die C:·üm8~.nc~e dt~s Sterbeortes zu trageno

(2) Der Totenbeschauer ist verpflichtet 7 sich mit

einem angemesaenen Vorrat an Drucksorten zu vcrsehena
(3) De:i.·' Totenbescheuel' ist ferner verpflichtet ~ die

ihm Ubergebenen Behandlungsscheine zeitlich fortlaufend zu

sammeln und dUi'ch pi 0 Jah::'e aufzubewahren ..
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Auf'licht

Die Aufsicht über die Totenbeschau wird von der Be­
zirkshauptmannschaft 1 in den Freistädten Eisenstadt und Rust
von der Landesregieru~g ausgeübt.

Form der für die Totenbeschau zu verwendenden
Drucksorten

Die Form der für die Totenbeschau bei der Vollziehung

dieses Gesetzes zu verwe~denden Drucksorten (Behandlungsschein,

Totenbeschaubefund) hat die Landesregierung durch Verordnung
festzusetzen.

11. Abnchnitt

Obduktionen und Einbalsamierungen

§ 12

Grundsätzliche Bestimmungen liber Obduktionen

(1) Obduktionen sind nach den Bestimmungen dieses Ge­

setzes vorzunehmen, sowei t der'en Hegelung nicht der Bundesge­
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tion von der Bezirksverwaltungsbehörde unbeschadet der bundes-­
gesetzlichen Vorschriften zum Zwecke der einwandfreien Fest­
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(3) Zum Kreis der nahen Angehörigen sind der EhegattG
7

die großjährigen Kinder SO"rie die EI tern und Geschwister des

Verstorbenen zu rechnen 7 jedoch sinö im Einzelfall in der

Reihenfolge später Genannte nur dann heranzuziehen~ wenn vorher
Genannte nicht vorhanden odGI' gcschäftsunfähj.g sind 0

(4) Von de~c Vornahme der Obduktion ist der zuständige
Totenbeschauer in Kenntnis zu setzen~ Er ist berechtigt, bei

der Obduktion anwesend zu seinu Der Arzt~ der den Verstorbenen

unmittelbar vor dessen Tode behandelt hat, dflrf die Obduktion
ni cht durchf Uh:i.'"' en ~

§ 13

Vornahme dar Obdukt;ion ~ Beistellung eines
geeigneten Raumes

(1) Eine Obduktion darf nur in einem hiezu geeignetei.l
Raum vorgenommen werdeno Die Gemeinde:, in der sich der Todes­
fall ereignet ~at, hat den Raum für die Obduktion beizustell9n,

wenn sie nach den hlefür in Betracht kommenden Vorschriften ver·-·

pflichtet oder sonst hiezu in der Lage isto Anderenfalls sind

die Kosten der Überführung der Leiche in den nächstgelegenen

geeigneten Obd.uktionsl'>aum von dieser Gemeinde zu tragen, wenn

es sich um eine nach § 12 Abs. 2 behördlich angeordnete Obduk-·
tion handelt.

(2) Übel' jede Obduktion ist eine Niederschrift auf­

zunehmen 7 aus w2~.che::, der e:rho bene Befund, die TC.rankhei ts­

diagnose und die Todesursache zu ersehen sein muß. Die Nieder­
schrift ist vom Obduzen~erl zu ferttgeno Dem Totenbeschauer ist

eine Abschrift d€r Niederschrift zu übermitteln.
(3) Nach beendigter Obduktion sind die Hautschnitte

zu vernähen? die Leiche ist zu reinigeno

§ 14-

Unterbrechung der Obduktion und Verständigung
der zuständigen Behörde

'IVerUl während der Obduktj.on FeststelJ..ungen gemacht werdc~'l,

die eine gerichtliche oder sanitätspolizeiliche Obduktion ge~

boten erscheinen lassen 9 ist die Obduktion zu unterbrechen und
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die zuständige Behörde unverzüglich auf dem kürzesten Wege zu
verständigeno

§ 15

Öffnung einzelner Körperhöhlen, operative
Eingrtffe an der Leiche

Die BGstin~ungen über Obduktionen gelten sinngemäß
auch dann, wenn keine vollständige Obduktion vorgenommen wird,

sondern nur einzelne Körperhöhlen geöffnet oder operative Ein·­
griffe an der Leiche (zoB .. Herzstich) durchgeführt werden.

§ 16

Bestimmungen ü~er Einbals2micrungen

(1) Unter Einbalsamierung ist die Behandlung der Leiche

mit Mitteln zu verstehen, die geeignet sind, den Zerfall des

toten Körpers hinauszuschieben.

(2) Eine Leiche darf nur mi t Bowilligung der Bezirks-..

verwaltungsbehörde einbals~:miert werden. nie Bewilligung ist zu

erteilen, wenn gegen die Art der Einbalsamierung unter Bedacht­

nahme auf die vorgesehene Bestattungsart vom sanitätspolizüi­

lichen Standpunkt keine Bedenken bestehen und die Einbalsamie­

rung von Personen durchgeführt vJi.:cd? die die erforderlichen

Konntnisse hinsichtlj.ch der zu verwendenden Mittel und des Ver­

fahrens nachweiseno

(3) Einbalsamierungen dürfen erst nach erfolgter Toten­

beschau und nur dann vorgenommen werden, wonn eine diesbezüg­

liche Willenserklärung des Verstorbenen oder das Einverständnis

seiner nahen Angehörigen (§ 12 11. bs 0 3) vorliegt.. Zur AntragsteJ.·­

lung auf Bewilligung der Einbalsamierung sind lediglich die
nahen Angehörigen des Verstorbenon berüchtiGto Im übrigen gelten

für Einbalsamierungen die Bestimmungen der §§ 13 Abso 3 und 14

sinngemä13.
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111. Abschnitt

. Leichenbestattung

§ 17

Aufbahrung der Leiche

Nach durchgeführter Totenbeschau ist die Leiche in eine Leichen­
halle (Aufbahrungsha11e) zu überführen. Im StErbehaus oder
überhaupt außerhalb der Leichenhalle (Aufbahrungshalle) darf
eine Leiche nur mit Zustimmung des Bürgermeisters aufgebahrt
werden. Der Bürgermeister hat den Totenbeschauer vor Erteilung
der Zustimmung zu hören. Die Zustimmung ist zu versagen, wenn
sanitätspolizeiliche Bedenken gegen eine solche Aufbahrung be­
stehen.

§ 18

Versargung der Leiche

Die Versargung der Leiche ist so vorzunehmen, daß unter
Wahrung von Pietät und Würde eine gesundheitliche Gefährdung
der Umwelt ausgeschlossen ist.

§ 19

Bestattungspflicht, Vorsorge für die Bestattung

(1) Jede Leiche muß bestattet werden, und zwar in der
Regel nach Ablauf von 36 Stunden und vor Ablauf von 72 Stunden
nach dem Eintritt des Todes. Ausnahmen von der Regel sind ge­
geben, wenn Leichen vom Gericht bzw. von der Bezirksverwaltungs­
behörde in den Fällen des § 7 Abs. 1 und 2 oder im Zuge behörd­
lich angeordneter Obduktionen so spät zur Bestattung freigegeben
werden, daß die Überschreitung der angeführten Frist unvermeid­
lich ist. Weitere Ausnahmen können vom Bürgermeister des Ortes,
an dem der Verstorbene bestattet werden soll, nach Anhörung des
zuständigen Amtsarztes aus gewichtigen Gründen bewilligt werden,
wenn sanitätspolizeiliche Bedenken nicht bestehen. Von einer
solchen Bewilligung hat der Bürgermeister, ausgenommen in den
Freistädten Eisenstadt und Rust, die Bezirkshauptrnannschaft un­
verzüglich zu verständigen.
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(2) Unbeschadet der nach anderen gesetzlichen Bestim­

mungen bestehenden oder nach den Vorschriften des privaten

Rechtes zu beurteilenden Verpflichtung zur Tragung der Bestat­

tungskosten haben die nahen Ang8hörigGn des Verstorbenen (§ 12
Abs. 3) für die Bestattung Sorge zu tragen.

(3) Ist kein naher Angehöriger vorhanden~ so sind die­
jenigen Personen~ mit denen der Verstorbene vor seinem Tode im

gemeinsamen Haushalt gelebt hat, zur Obsorge verpflichtet.

(4) Wenn demnach von keiner Seite für die Bestattung
der Leiche Obsorge zu treffen ist oder wenn für die Bestattung
nicht oder nicht rechtzeitig (Abs. 1) Vorsorge getroffen wird,
so hat die Gemeinde die Bestattung zu besorgen, sofern eine
Übergabe an ein Anatomisches Institut gemtiß § 20 Abs. 4 nicht

in Betracht kOffimt.

§ 20

Bestattungsarten, Übergabe von Leichen
an Anatomische Institute

(1) Als Bestattungsarten kommen die Erdbestattung (Be­
erdigung oder Beisetzung in einer Gruft) oder die Feuerbestat­

tung in Betracht.
(2) Die Bestattungsart richtet sich nach dem Willen

des Verstorbenen. Liegt eine ausdrückliche Willenserklärung des

Verstorbenen nicht vor und ist sein Wille auch sonst nicht ein­

deutig erkennb8r~ steht den nahen Angehörigen (§ 12 Abso 3) das

Recht zu, die Bestattungsart zu bestimmen. Kommen nach der Rang­
ordnung gemäß § 12 hbs. 3 mehrere Berechtigte in Betracht und
einigen sich diese über die Bestattungsart nicht innerhalb von

60 Stunden nach dem Eintritt des Todes, so hat dies der BUrger­

meister der Gemeinde, in der der Tod erfolgte oder die Leiche

aufgefunden wurde, durch einen einem Rechtsmittel nicht unter­
liogenden Bescheid festzustellen. In diesem Falle ist die ~eiche

der Erdbestattung zuzuführen. Machen die heranzuziehenden nahen
Angehörigen von dem Recht, die Bestattungsart zu bestimmen,
keinen Gebrauch oder ist kein nahor Angehöriger vorhanden, 80

ist die LeichG zu buerdigen.

..
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(3) Wenn die Beisetzung in einer Gruft erfolgt, dürfen

nur Metallsärge oder Holzs~rge mit Metallblecheinlage verwendet
werden~

(4) Leichen, für der~n Bestattung von keiner Seite Vor­
sorge getroffen wird, können, wenn nicht die Voraussetzungen
für eine sGnitätspolizeiliche oder gerichtliche Obduktion vor­

liegen, dem Anatomischen Institut der Universitäten Wien oder

Graz üborg8ben werden, falls dio Kosten der Bergung, der Über­
führung und schließlichen Bestattung durch den Rechtsträger des
Universitätsinstituts getragen werden. Von solchen Leichen ist

das Universitätsinstitut durch den Totenbeschauer telegrafisch

oder fernmündlich in Kenntnis zu setzen. Erfolgt die Abholung
durch das Institut nicht innerhalb von 48 Stunden nach Eintritt
des Todes, so ist die Leich8 auf Kosten der Gemeinde, in welcher
der Tod erfolgte bzw. die Leiche gf~funden wurde, der Erdbestat­
tung zuzuführen. Leichen von Inf8ktionskranken od0r Infektions­
verdächtigen sowie solche, die sich bereits in einem hohGn Grade

d8r Verwesung befinden, konmen für eine Übergabe an Dnatomische

Institute nicht in Frage.
(5) Die ordnungsgemäße übernahme der Leiche durch das

befugte Organ des Universitätsinstitutes ist auf dem Totenbe­
schaubefund zu bestätigen.

(6) Tot- und Fehlgeburten sind sogleich nach der Bt­
schau tunlichst der Erdbestattung zuzuführen.

§ 21

Erdb8stattung

(1) Die Erdbestattung ist mit der im Abs. 2 enthaltenen

Ausnahme nur auf Friedhöfen zulässig und soll in d6r Regel auf
einem zum Sterbeort gehörigen Friedhof (Gemeindefriedhof oder
konfessionell0r Friedhof) erfolgen. Als zum Sterboort gehörig
ist auch ein außerhalb dieses Ortes geleg8nGr Friedhof anzu­
sehen, der nach der Friedhofsordnung ~ 33) zur Aufnahme von
Leichen aus dem Starbeort bustin~t ist oder auf dem die Leichen
aus bestimmten Ortschaften seit jeher beerdigt werden, wenn die
Entfernung vom Sterbeort nicht mehr als 10 km beträgt.

: .
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(2) Die Friedhofsverwaltung darf die Beerdigung einer
Leiche nur zulassen, wenn der Totenbeschaubefund vorher beige­
bracht wurde.

(3) Außerhalb von Friedhöfen dürfen LEichen nur be-

stattet werden, wenn eine entsprechende Begräbnisstätte vor­
handen ist. Die Errichtung einer Begräbnisstätte außerhalb des
Friedhofes bedarf der Genehmigung der Bezirksverwaltungsbehörde,
in deren Amtsbereich der Ort liegt, an dem die Begräbnisstätte
errichtet werden soll. Die Genehmigung darf nur erteilt werden,
wenn Gewähr gegeben ist, daß gesundheitliche Gefährdungen aus­
geschlossen sind und Pietät und Würde gewahrt werden. Zur Siche~

ru~ dieser Voraussetzungen können von der Bezirksverwaltungs­
behörde die erforderlichen Bedingungen und Auflagen vorgeschrie­
ben werden. Soll eine Leiche auf einer solchen genehmigten Be­
gräbnisstätte beigesetzt werden, ist dies der Bezirksverwaltungs­
behörde anzuzeigen. Diese hat zu überprüfen, ob die BEisetzung
im Rahmen des Bescheides über die Genehmigung der privaten Be­
gräbnisstätte zulässig ist.

(4) Die Bestimmung des Art. 12 des Gesetzes vom 25. Mai
1868, RGBl. Nr. 49, wodurch interkonfessionelle Verhältnisse
der Staatsbürger in den darin angegebenen Beziehungen geregelt
werden, wird durch dieses Gesetz nicht berührt.

§ 22

Feuerbestattung

(1) Die Einäscherung von Leichen darf nur in einer behörd­
lich genehmigten Feuerbestattungsanlage (§ 32) erfolgen.

(2) Das Feuerbestattungsunternehmen darf eine Leiche nur
einäschern, wenn der Totenbeschaubefund vorher beigebracht wurde.
Die Leiche ist ncJ.ch Ablauf von 36 Stunden und vor Ablauf von
vier Tagen nach dem Eintritt des Todes einzuäschern. Der Bürger­
meister jenes Ortes, an dem das Feuerbestattungsunternehmen
seinen Sitz hat, kann na.ch Anhörung des zuständigen Amtsarztes
aus gewichtigen sanitätspolizeilichen Gründen eine spätere
Einäscherung zulassen. Von einer solchen Bewilligung hat der
Bürgermeister, außer in den Freistädten Eisenstadt und Rust,
die Bezirkshauptma.nnschaft unVErzüglich zu vErständigen.
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§ 23

Beisetzung der Aschenreste in Urnen

(1) Die Aschenreste einer eingeäscherten Leiche sind
in ein dauerhaftes, luft- und wasserdichtes Behältnis (Urne)
aufzunehmen. Dieses ist so zu kennzeichnen, daß jederzeit fest­

gestellt werden kann, von welcher Leiche die Aschenreste her­
rühren.

(2) Die die Aschenreste enthaltende Urne ist in der
Regel auf einem Friedhof, in einem Urnenhain oder in einer
Urnenhalle beizusetzen. Die Urne ist vom Feuerbestattungsu~ter­

nehmen unmittelbar der Verwaltung der betreffenden Beisetzungs­
stelle zu übergeben oder zu übersenden. Die Urne darf auch an

nahe Angehörige (§ 12 Abs. 3), abgesehen von dem Falle des

Abs. 4, nicht ausgefolgt werden.
(3) Mit Bewilligung des Bürgermeisters können die

Aschenreste auch außerhalb eines Friedhofes, eines Urnenhaines
oder einer Urnenhalle beigesetzt bzwo verwahrt werden. Diese

Bewilligung kann erteilt werden~ wenn Gewähr gegeben ist, daß

die beabsichtigte Beisetzungs- bzw. Verwahrungsart nicht gegen

Pietät und Würde verstößt.
(4) Für die Bewilligung nach Abs. 3 ist der Bürgermeister

des Ortes zuständig, an dem die Urne beigesetzt bzwo ve~~ahrt

werden soll. Das Feuerbestattungsunternehmen hat auf Grund des
i-hm vorzulegenden Bewilligungsbescheides die Urne mit den Aschen­

resten demjenigen nahen Angehörigen auszufolgen, dem die Bewilli­

gung erteilt wurde.

IV. Abschnitt

Überführung und Enterdigung von Leichen

§ 24

Bewilligung zur Überführung einer 1eiche

(1) Wenn eine Leiche auf einem anderen als dem zum
Sterbeort gehörigen Friedhof bestattet oder in eine außerhalb
des Sterbeortes gelegene Feuerbestattungsanlage überführt werden
soll, ist hiezu die Bewilligung der für den Sterbeort zuständigen
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Bezirksverwaltungsbehörde erforderlich. Die Bewilligung ist bei

Vorliegen des Totenbeschaubefundes zu erteilen, wenn gegen die
Überführung der Leiche keine sanitätspolizeilichen Bedenken be­

stehen und Gewähr gegeben ist 1 daß die hiefür in Betracht kom­

menden Vorschriften eingehalten werdeno Bei Erteilung der Be­

willigung hat die Bezirksverwaltungsbehörde die sanitätspolizei­
lichen Bedingungen festzusetzen, unter denen die Überführung

zulässig isto

(2) Die Überführung von Leichen in das Anatomische
Universitätsinstitut in Wien oder Graz (§ 20 Absa 4) ist an

keine Bewilligung gebunden.

§ 25

Versargungsvorschriften, Transportmittel

(1) Für die Überführung von Leichen gelten nachstehende

VGrsargungsvorschriften~

a) Wenn der Transport der Leiche länger als 24 Stunden dauert.
oder nach einer Exhumierung erfolgt, muß die Leiche in einem
ausgeblechten Sarg, der luftdicht verlötet zu sein hat~ ver­
sargt werden. Falls der Leichentransport nicht mit einerrt

Leichentransportauto oder Leichentransportwagen erfolgt, muß

dieser Sarg in einer Holzkiste eingeschlossen werden.

b) Bei einer Transportdauer bis zu 24 Stunden in einem Leichen­
transportauto oder Leichentransportwagen genügt ein Holzsarg,
dessen Fugen dicht geschlossen und dessen Boden mit einer

5 Cll hohen Schicht aufsaugenden Stoffes wie Torfmull oder
dergleichen bedeckt ista Der Sarg ist zu verkitten und zu ver­

schrauben. Falls der Leichentransport nicht mit einem Leichen­

transportauto oder Leichentransportwagen erfolgt, gilt die
Bestin~ung des Abso 1 lit. a letzter Satz sinngemäß.

c) In Berücksichtigung der nach Zeit und Ort wechselnden Um­
stände können in jedem Fall auch andero hier nicht angeführte
Vorsichtsmaßregeln bei der Versargung wie die Anwendung eines

fäulnishemmenden Ausfüllungsmittels oder dergleichen ange­
ordnet oder Abweichungen von den als Regel aufgestellten
Vorschriften insoweit gestattet werden, als diesder Wahrung
öffentlich-hygienischer Interessen dienta

·
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(2) Zur Überführu~g von Leichen sind grundsätzlich

Fahrzeuge zu verwenden, die ausschließlich diesem Zwecke dieneno

Die Bezirksverwaltungsbehörde kann die Verwendung anderer stra­

ßenfahrzeuge bewilligen, wenn deJ:' zu!' Aufnahme des Sarges dienen­

de Teil des Fahrzeuges vollkoillIDGYl geschlossen und leicht zu

reinigen ist. Zusammen mit der 1ei8he dürfen im Fahrzeug nur
BluIDc.nkränze ~ Sträuße oder derglc:i.chen befördert werdeno

(3) Wird eine Leicho aus einem anderen Bundesland ins

Burgenland überführt und wurden beim T~8nsport die im anderen

Bundesland hiefUr geltenden Vorschriften eingehalten, so bedarf
die Überführung ins 13urgenland keiner '.V1~iteren Bewilligung.

(4) Die einschlägigen vorkGhrsrechtlichen Vorschriften
des Bundes Ubor den Transport von Leichen mit Eisenbahn, Schiff
oder Flugzeug werden durch dj.e Bestimmungen dieses Gesetzes

nicht berührt 0

§ 26

Vornahme der ÜberfUhrung

(1) Soweit im Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist, sind

Leichen von konzessionier-ven Lcichenbesta ttungsunternehm.mgen

zu überführen. Diese Unt~~rnebmungGn sj_nd für die Einhaltung deJ:'

Vorschriften dieses Landcsgcsetzes und für die ErfUllung der im

Einzelfall von der Bezirksverwaltungsbehörde gestellten Bedin­

gungen vGrant'wortlich.

(2) In Berücksichtigung örtlicher Verhältnisse kann

die Bezirksvorweltungsb8hörde auch die Überführung durch andere

Personen zulassen, jedoc~ nur, wenn folgende Voraussetzungen

erfüllt sind~

a) Die Leiche darf nicht wesentlj_ch weiter als 10 km Uberführt

werden; wenn es sich jedoch u~ die Leiche eines Kindes unter

2 Jahren handelt, kann auch über diese Entfernung hinaus­
gegangen werdono

b) Die LeichonüberfUhrung darf nicht gewerbsmäßig vorgenommen

werdeno
c) Es muß Gewähr gegeben sein, daß die von der Bezirksver\val·­

tungsbehörde gestellten Bedingungen hinsichtlich dGr Ver­

sargung und des Transportmittels eingehalten werden~
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(3) In den im Abs. 2 zugelassenen Ausnahmefällen ist
die Ei~~altung der gesetzl~chen Vorschrift8n und die Erfüllung
der von der Bezirksverwaltungsbehörde gestellten Bedingungen

durch ein Amtsorgan dieser Behörde zu überwachen.

§ 27

LGichenpaß, Versttindigungspflicht

(1) Bei Erteilung dcr Bewilligung zur Überführung einer

Leiche hat die Bezirksverwaltungsbehörde don Leichenpaß (Abs. 4)

auszustellen und diesen sowie den Totenbeschaubefund der an­

suchenden LeichenbBstattungsanstalt, im Falle des § 26 Abs. 2
der ansuchenden PürtGi, auszufolgen. Die Bezirksverwaltungsbe­

hörde hat die vorschriftsmäßige Versargung dor Leiche durch

Augenschein zu überprüfen und diose Tatsache im Leichenpaß zu
bestätigen.

(2) Die diG Überführung besorgende Leichenbestattungs­
anstalt hat die Verwaltung des FriedhofGs bzw. der FeuGrbe­
stattungsanlagG, wohin die Leiche überfUhrt wird, rechtzeitig
vom Eintreffen der Leiche zu verständigen. Wird die Leiche in

einen anderen Verw81tungsbezirk überführt, hat dia Leichenbe­

stattungsanstalt außerdem die Bezirksverwaltungsbehörde des Be­

stimmungsortes in gleicher Weise zu vürständigen. In den Fällen
des § 26 Abs. 2 hat dte die Bewilligung erteilende Bezirksver­

waltungsbehördo die Verständigung der Bezirksv8rwaltungsbehörde

des Bestimmungsortes vorzunehmen. Die Verständigung der Fried­

hofsverwaltung obliegt der Partei.

(3) Die die Überführung der Leiche durchführende

Leichenbestattungsanstalt (Partei) hat nach Einlangen der Leiche
an dem Bestimmungsort den 1eichenpaß der für diesen Ort zu­

ständigen Bezirksverwaltungsbehörde zu übersenden.
(4) Der Leichenpaß hat den Namen und das Geburtsdatum

des Verstorbenen sowie den Zeitpunkt und dio Ursache des Todes

zu enthalten. Die Vornahme dos Augenscheines (Abs o 1 letzter Satz)
ist im Loichonpaß zu vermerken. Die Form der Drucksorte für den
1eichenpaß hat die Landesregierung durch Verordnung festzusetzen.
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(5) Wird für die Bestattung der Leiche am Bestin®ungs­
ort nicht rechtzeitig Sorge getragen~ so kann die zustänQige

Bezirksverwaltungsbehörde der Gem8inde des Bestimmungsortes~

unbeschadet oines Anspruches auf Kostenürsatz, die Bestattung

auftragon. Eine Rückb8förd~rung dar Leiche darf nicht ange­
ordnet werden.

§ 28

Bewilligung zur Entcrdigung einer Leiche

(1) Die Entordigung einer bereits beigesetzten Leiche
bedarf, abgesehen von den behördlich angeordneten Enterdigungen,

der Bewilligung der Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Amts­

bereich der Friedhof liegt, 8uf welchem die Leiche bestattet ist o

(2) Den nahen Angohörigan (§ 12 Abs. 3) steht das Recht
zu, die Enterdigung zu beantragen. Die BGzirksverwaltungsbehörde
darf die Enterdigung nur bewilligen, wenn nicht sanitätspoli­
zeiliche Bedenken entgegenstehen.

(3) Die Durchführung d2r Enterdigung ist vom zuständi­

gen Amtsarzt durch persönliche Teilnahme zu überwachen.

§ 29

Überführung einer enterdigten Leiche

Soll eine enterdigte Leiche auf einen anderen Fried­

hof überführt werden, gelton die Bcstirr~ungen des § 24 Abso 1

und der §§ 25 bis 27.

§ 30

Erleichterungen für die staatliche Kriegsgräberfürsorge

Für Enterdigungen und Überführungen von Leichen und

Leichenresten, die im Rahmen der staatlichen Kriegsgräberfürsorge
durchgeführt werden, kann di~ezirksv8rwaltungsbchördcAusnahmen
von den BestirmJungen der §§ 24 bis 29 zulassen, insoweit dies

vom sanitätspoliz8ilichen Standpunkt vertretb8r ist.
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V. Abschnitt

Bestattungs8nlagen

§ 31

Errichtung und Erhaltung

(1) BGstattungsanlagen, das sind Friedhöfe, Feuerbe­
stattungsanlagen, Urncnh8ll8n und Urnenhaine, können von einer
Gemeinde oder von l:iner gesetzlich anerkannten Kirche oder
Religionsgesellschaft errichtet und erhalten werden.

(2) Die Gemeinde ist zur Errichtung und Erhaltung eines
Friedhofes verpflichtet, wenn ein Friedhof für das Gemeindege­

biet nicht in ausreichendem Haße durch eine gesetzlich aner­

kannte Kirche odor Raligionsg8sellschaft oder aine Nachbarge­
meinde zur Verfügung gestellt ist.

(3) Die von d8r G8müinde errichteten und erhaltenen
Bestattungsanlagen sind öffentlich.

§ 32

Gene~~igungsv8rfahren, Ente~~ung für Friedhofszwecke

(1) Die Errichtung, Erweiterung, Schlioßung oder Auf­
lassung einos Friedhofes, einer Feuerbestattungsanlage, 8iner

Urnenhalle oder eines Urnenhaines bedarf der sanitätsbehördlichen

Genehmigung. Partei im Gcnohmigungsverfahren ist nur der Rechts­
trager der Bostattungsanlege. Im Verfahren hat eine örtliche
Erhebung im Sinne der B~stimmungen der §§ 40 bis 44 des Allge­
meinen Verwaltungsverfahrensgesetzes (JIVG 1950) stattzufinden.

(2) Für die Ertcilung dieser Genehmigung ist hinsicht­

lich einer Fouerbestattungsanlage die 1andesregierung, in den

übrigen Fällen die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig.
(3) DiG Gone~~igung darf nur erteilt werden, wenn sich

gegen d8s Vorhaben keine sanitätspolizailichen Bedenken ergeben.
Zur Sicherstellung diuser Voraussetzung konn die· Behörde die

erforderlichen Bedingungen und Auflagen vorschreiben.
(4) Die Bestattung von Leichen ist nach Schließung

eines Friedhofes untersagt. Die Auflassung eines Friedhofes be-
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wirkt die Beseitigung desselben. Die Freigabe eines Grundstückes
zu anderweitiger VerwendULJ darf hiebei frühestens 30 Japre nach
der letzten Bestattung erfolgen. Die Genehmiglmg der Schließung
oder AUflassung kann sich auch auf Teile eines Friedhofes be­
schränken.

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann Grundstücke

gegen angemessene Entschadigung enteignen, wenn dies zur Er­

richtung oder Erweiterung eines Friedhofes unbedingt erforder­
lich ist. Die Gemei~de oder eine gesetzlich anerkannte Kirche
oder Religionsgesellschaft ist befugt, einen Antrag auf Ent­
eignung zu stelleno

(6) Über einen Antrag gemäß Abso 5 hat die Bezirksver­
waltungsbehörde mit Bescheid zu entscheiden. In dem Enteignungs­
bescheid ist auch die Höhe der Entschädigung festzusetzen; sie
ist mangels einer Vereinbarung der Parteien auf Grund der
Schätzung beeideter Sachverständiger nach dem Verkehrswert zu

ermitteln. Die Entscheidung über die Höhe der Entschädigung
kann im Verwaltungsweg nicht angefochten werden.

(7) Jeder der beiden Teile kann, wenn er sich durch die
Entscheidung über die Festsetzung der Entschädigung benach­
teiligt hält, innerhalb von 3 Monaten nach Rechtskraft des Ent­
eignungsbescheides die Festsetzung der Entschädigung durch jenes
Bezirksgericht, in dessen Sprengel das Grundstück liegt, bean­
tragen. Mit dem Einlangen des Antrages beim Bezirksgericht tritt
der Bescheid über diG EntschädiGung in dem Umfang~ in welchem
die Festsetzung durch das Gericht beantragt wurde, außer Kraft.
Wird der Antrag auf Festsetzung der Entschädigung durch das Be­
zirksgericht zurückgezogen, so tritt der Teil des Bescheides

wieder in Kraft, in dem die Höhe der Entschädigung festgesetzt
worden ist, eine erneute Anrufung des Gerichtes in dieser Sache

ist unzulässig 0

(8) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt,
gelten für das Enteignungsverfahren die Bestimmungen des Eisen­

bahnenteignungsgesetzes 1954, BGB1.Nr. 71, sinngemäß 0

(9) Durch die Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 werden
die nach anderen Gesetzen bestehenden Vorschriften, insbe­
sondere die baurechtlichen Vorschriften, nicht berührt 0

·
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§ 33
Friedhofsordnung

(1) Für jeden Friedhof (Urnenhain, Urnenhalle) einer
gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft ist

von der Friedhofsver'waltung eine Friedhofsordnung zu erlasseno

(2) Für Friedhöfe (Urnenhaine, Urnenhallen) der Ge­
meinden wird die Friedhofsordnung auf Grund eines Beschlusses
des Gemeinderates erlassen.

(3) Die Friedhofsordnung hat insbesondere festzu­
setzen: das Siedlungsgebiet, fur welches der Friedhof bestimmt

ist, die Arten der GrabsteIlen unter Berücksichtigung der im

§ 36 getroffenen Unterscheidung, die Lage und Beschaffenheit
der GrabsteIlen (Entfernung der GrabsteIlen voneinander, Grab­

einfassungen, Anbringung von Kreuzen, Denkmälern etc.), sowie

die Reihenfolge der Wiederbelegung von GrabsteIlen. Sie soll

auch Anordnungen bezüglich der würdigen gärtnerischen und künst­
lerischen Gestaltung des Friedhofes oowie übGr das Verhalten

im Friedhofe enthalton.
(4) Die Friedhofsordnung ist ortsüblich kundzumachen

und dauernd am Friedhof (Urnenhain, Urnenhalle) öffentlich

anzuschlagen.
(5) Innerhalb der Friedhöfe (Urnenhaine, Urnenhallen)

ist verboten~

a) das Ablagern von Abraum außerhalb der hiefür bestimmten

Platze,

b) das Mitbringen von Tier8n,
c) das ungebührliche Lärmen;
d) das Verteilen von Drucksorten 3
e) das Foilbieten von Waren sowie das Anbieten ge­

werblichor Dienste;
f) das Verrichten gewerblicher Arbeiten an den Grabstellen

ohne vorherige Anmeldung bei der Friedhofsverwaltung;
g) für die Friedhofsbesucher das Raucheno
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§ 34

Leichenhalle (Aufbahrungshalle)

(1) Für jeden Friedhof bzw. jede Feuerbestattungsanlage
muß eine Leichenhalle (Aufbahrungshalle) vorhanden sein.
Die Leichenhalle (Aufbabrungshalle) ist nach Tunlicbkeit auf
dem Friedhof bzw. in der Feuerbestattungsanlage zu errichten.

(2) Zur Errichtung und Erhaltung der Leichenhalle (Auf­
bahrungshalle) ist die Rechtsperson verpflichtet, die den
Friedhof oder die Feuerbestattungsanlage errichtet oder ver­
waltet. Fal~eine Gemeinde eine Leichenhalle (Aufbahrungshalle)
errichtet oder erhält, sind gesetzlich anerkannte Kirchen oder
Religionsgesellschaften jedoch von der Verpflichtung befreit,
auf ihren im Gemeindegebiet gelegenen Friedhöfen Leichenhallen
(Aufbahrungshallen) zu errichten und zu erhalten.

(3) Die Leicherilialle (Aufbahrungshalle) muß so groß gehalten
sein, daß sie zur Aufbahrung der bei gewöhnlichem Ausmaß der
Sterb-lichkeit anfallenden, mindestens jedoch von zwei Leichen,

ausreicht. In nach dem Inkrafttreten dieses GEsetzes zu errich­
tenden oder erweiterten Leichenhallen (Aufbahrungshallen) in
Orten mit mehr als 1.500 Einwohnern ist ein entsprechend aus­
gestatteter Raum für die Vornahme von Obduktionen vorzusehen.

(4) Die Errichtung oder Erweiterung einer Leichenhalle (Auf­

bahrungshalle) bedarf der sanitätsbehördlichen Genehmigung durch
die Bezirksverwaltungsbehörde. Die Genehmigung ist zu erteilen,
wenn sich gegen das Vorhaben keine sanitätspolizeilichen Bedenken
ergeben. Zur Sicherung dieser Voraussetzung hat die Behörde die
erforderlichen Bedingungen und Auflagen vorzuschreiben. Im übri­
gen gelten die Bestimmungen des § 32 Aba. 1 letzter Satz und

Abs. 9 sinngemäß.

VI. Abschnitt
Sonderbestimmungen für Bestattungsanlagen der Gemeinden

a) Grabstellenbenützungsrecht

§ 35

Grundsätzliche Bestimmungen über das Benützungsrecht

(1) Das Recht der Benützung von Grabstellen auf von der
Gemeinde errichteten oder erhaltenen Friedhöfen, Urnenhainen
oder Urnenhallen ist ein öffentliches Recht und wird durch
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Verwaltungsakt begründet. Ein Ansprucb auf Verleihung des
Benützungsrechtes an einer bestimmten Grabstelle besteht
nicht.

(2) Das Benützungsrecht wird auf die Dauer von zehn Jahren
oder ein Vielfaches von zehn Jahren verliehen und kann jeweils
auf weitere zehn Ja.hre oder ein Vielfaches von zehn Jahren
erneuert werden. Im Falle der Erneuerung des Benützungsrechtes
ist in erster Linie der bisherige Benützungsberechtigte zu
berücksichtigen.

(3) Die Verleihung des Benützungsrechtes an einer GrabsteIle
begründet das Recht auf Bestattung von Leichen und Leichenteilen,
auf die Beisetzung von Urnen und auf die Ausgestaltung der
Grabstelle sowie die Pflicht, die GrabsteIle der Pietät und
Würde entsprechend instand zu halten.

(4) Vom Zeitpunkt einer Bestattung in einer GrabsteIle ­
ausgenommen in einer Aschengrabstelle (§ 36 Abs. 1 z. 3) -

muß der Lauf der Mindestruhefrist von zehn Jahren gewährleistet
sein. Reicht die nocb offene Dauer des Benützungsrechtes hiefür
nicht aus, ist das Benützungsrecht durch Erlag eines verhältnis­
mäßigen Teiles der Grabstellengebühr (§ 42) zu verlängern.

(5) Innerhalb der Mindestrubefrist darf nur die der Art und
Größe der Grabstelle entsprechende Anzahl von Bestattungen vor­
genommen werden.

§ 36

Arten der GrabsteIlen

(1) Die Grabstellen, an denen Benützungsrechte verliehen
werden, sind nach ihren wEsentlichen Unterscheidungsmerkmalen in

1. Erdgräber für einfachen oder mebrfachen Belag,
2. gemauerte GrabsteIlen (Grüfte) und
3. Aschengrabstellen für einfachen oder mehrfachen Belag

zu scheiden.

(2) Freigräber sind solche GrabsteIlen, in denen ohne Ver­
leihung eines Benützungsrecbtes Totgeborene und totgeborene
Frücbte (Fehlgeburten) sowie Leichen von Personen bestattet
werden, die der öffentlichen Fürsorge unterliegen.
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§ 37

Übertragung des Benützungsrechtes

(1) Die Übertragung von Benützungsrechten unter Leben­

den ist nur mit Zusvimmung des BÜrgermeisters boi gleichz€itiger

Neuverleihung des Benützungsreohtes durch denselben an den Er­
werber zulässj.g., Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn der Über­

nchmer die ordnungsgemäße Instandilalti.LYJ.g der Grabstelle gevfähr­

leistet und das Bt~nützungsrecht für eine im Sprengel des Gem8inde­
friedhofes wohnhaft(~ Person j.n AnspI'uch genommen wird. Eine Über­

tragung ohnG Zustimmung hat keine rechtliche Wirkungo
(2) Im Falle des Todes dos Benützungsberechtigten

gelten die Erben als Nachfolger im Denützungsrocht 0 Sind mehrer(~

Rechtsnachfolger vorhanden, so haben sie einen gemeinsamen Be­

vollmächtigten zur Ausübung des Benützungsrechtes zu bestellen~

Die Rechtsnachfolge ist nachzuweisen~ Bis dahin gilt der älteste

bekannte nächste Verwandte (Verschwägerte) des verstorbenen

Benützungsberechtigten als Vertreter dos (der) Rechtsnachfolger(s)

im Benützungsrecht.

§ 38

Erlöschen des Benützungsrechtes

(1) Das Benützungsrecht erlischt:

a) durch Zeitablauf;

b) durch schriftlichen Verzicht;

c) durch Entzug wegen Vernachlässigung der Instandhaltungs­

pflicht (§ 35 Abs~ 3);
d) durch Schließung oder Auflassung des Friedhofes (§ 32 Abs. 4)~

(2) Die gemäß Abso 1 li~~ a erlöschenden Benützungs­

rechte sind jewetls mir.c1esteils sechs NonatG vor dem Zei ta blauf
an der Amtstafel der Gemeinde und am Eingang zum Friedhof durch

einen bis zum Zeitablauf währenden Anschlab öffentlich kundzu­

machen~ Ebenso sind die bekannten Benützungsberechtigten schrift­

lich von dem bevorstehonden Erlöschen des BenützungsrGchtes
mindestens sechs Monate vorher zu benachrichtigeno
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d) durch Schließung oder Auflassung des Friedhofes (§ 32 Abs. 4)~

(2) Die gemäß Abso 1 li~~ a erlöschenden Benützungs­

rechte sind jewetls mir.c1esteils sechs NonatG vor dem Zei ta blauf
an der Amtstafel der Gemeinde und am Eingang zum Friedhof durch

einen bis zum Zeitablauf währenden Anschlab öffentlich kundzu­

machen~ Ebenso sind die bekannten Benützungsberechtigten schrift­

lich von dem bevorstehonden Erlöschen des BenützungsrGchtes
mindestens sechs Monate vorher zu benachrichtigeno
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(3) Sofern das Benützungsrecht dem bisher Benützungs­
berechtigten nicht erneuer'~ wird, können die GrabsteIlen einem
neuen Berechtigten nach dem Erlöschen gerno Abso 1 lit. abis c

unter Einhaltung der in § 39 Abs. 1 und 2 genannten Frist ver­
liehen werden. Dem bisher Benützungsberechtigten steht hiebei
kein Anspruch auf Schadenersatz zu.

§ 39

Säumnisfolgen, erhaltungswürdige GrabsteIlen

(1) Nach dem Erlöschen des Benützungsrechtes können
Leichenreste und Urnen~ soferne sie d8r bisher Benützungsbe­
rechtigte nicht innerhalb einer Frist von sechs Monaten ander­

weitig beisetzen läßt, in Ginem Gemeinschaftsgrab beigesetzt
werden.

(2) Denkmäler, Grabkreuze, Grufteinfassungen und
-bestandteile und alle anderen Gegenstände sind in der glüichen

Frist durch den bisherigen Bonützungsberochtigten zu entfernen~

soforn nicht eine nDchweisliche Ubürgabe an einen neuen Bc­
nützungsberechtigten erfolgt oder es sich nicht um arhaltungs­
würdige Grabstellen handelt. Andernfalls kann die Gemeinde diese

Gegenstände auf Kosten des bisherigen Benützungsberechtigten
von .der Grabstello entfernen und der Lagerung zuführeno Werden

die Gegenst~nde trotz schriftlicher Aufforderung der Gemeinde

vom bisherigen Benützungsberechtigten nicht an sich genommen,

so verfallen sie nach dreijähriger Lagerung zugunsten der Ge­
meindeD

(3) Erhaltungswürdige GrabsteIlen sind solche, an

deren woiterer Erhaltung ein historisches oder kulturelles

Interesse besteht. Sie können, sofern sie nicht von der Gemeinde

selbst in weitere Pflege übernommen werden, zu diesem Zwecke
oiner anderen Rechtsperson übertragen werden 9 wenn diese die
ordnungsgemäße Instandhaltung der Grabstelle gewährleistet 0
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b) Friedhofsgebühren

§ 40
Friedhofsgebührenordnung

(1) Für die Ver1eih~ng des Rechtes zur Benützung einer

GrabsteIle und dessen Erneuerung, die Bestattung jeder Leiche
oder die Beisetzung jeder Urne, die Enterdigung einer Leiche
sowie die Benützung der Leichenhalle (Aufbahrungshalle) kann die
Gemeinde nach Maßgabe einer vom Gemeinderat zu beschließenden
Friedhofsgebührenordnung Gebühren einheben. Insoweit für sonstige

Leistungen der Gemeinde ein Entgelt zu entrichten ist, richtet

sich nach den Bestimmungen des Privatrechts. Neben der Friedhofs­
gebührenordnung gelten die Bestimmungen der jeweiligen Landes- und
Gemeindeverwaltungsabgabenvorschriften.

(2) Die Friedhofsgebühren dürfen in ihrer Gesamtheit den
j[~r1ich zur Deckung des unmittelbaren Aufwandes für die Fried­
hofe der Gemeinde notwendigen Betrag einschließlich eines all­

fälligen Betrages für die Amortisation und Verzinsung für ein
für Friedhofzwecke verwendetes Kapital nicht übersteigen.

(3) Die Friedhofsgebühren können für die einzelnen Fried­
höfe einer Gemeinde je nach der örtlichen Lage und Ausstattung
in verschiedener Höhe festgesetzt werden.

(4) Die Friedhofsgebührenordnung ist ortsüblich kund­
zumachen und dauerLd am Friedhof (Urnenhain, Urnenhalle) öffent­
lich anzuschlagen.

§ 41

Arten der Friedhofsgebühren

In der Friedhofsgebührenordnung sind folgende Gebühren­

arten vorzusehen:

a) GrabsteIlen (Erneuerungs-)gebühr (§ 42)j

b) Beisetzungsgebühr (§ 43);

c) Enterdigungsgebühr (§ 44);
d) Gebühr für die Benützung einer Leichenhalle (Aufbahrungshalle)

(§ 45).
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§ 42

GrabsteIlen (Erneuerungs-)gebühr

(1) Für die Verleihung des Benützungsrechtes an einer
GrabsteIle (§ 35 Abs. 1) kann für die Dauer von je zehn Jahren

des Benützungsrechtes eine GrabsteIlengebühr festgesetzt werden,
deren Sätze entsprechend den verschiedenen Arten der Grab­

stellen (§ 36 Abs. 1) abzustufen sind.

(2) TIer für die Verleihung des Benützungsrechtes an

der GrabsteIle festgesetzte Gebührensatz soll in derselben Höhe
jeweils auch fUr eine Erneuerung des Benlitzungsrechtes (§ 35

Abs. 2) und in verhältnismäßiger Höhe auch für eine Verlänge­

rung des Benützungsrechtes (§ 35 Abs. 4) gelten.

§ 43

Beisetzungsgebühr

Für die Erdbestattung einer Leiche (§ 21) oder die

Beisetzung einer Urne (§ 23) kann eine Beisetzungsgebühr festge­

setzt werden. Die Beisetzungsgeblihr soll die Hälfte der jeweili­

gen Grabstellengebühr für zehn Jahre nicht übersteigen. Die TIei­

setzungsgebühr für Leichen von Kindern unter zehn Jahren soll

die Hälfte der sonstigen Beisetzungsgebilllr nicht übersteigen.

§ 44

Enterdigungsgebühr

Für die Enterdigung einer Leiche (§ 28) kann eine Ent­
erdigungsgebühr festgesetzt werden, die das Zweieinhalbfache

der Beisetzungsgebühr nicht übersteigen soll. Die Enterdigungs­

gebühr ist jedoch nur dann zu entrichten, wenn die Enterdigung
der Leiche nicht auf Grund einer behördlichen Anordnung erfolgt.

- 27 -

§ 42

GrabsteIlen (Erneuerungs-)gebühr

(1) Für die Verleihung des Benützungsrechtes an einer
GrabsteIle (§ 35 Abs. 1) kann für die Dauer von je zehn Jahren

des Benützungsrechtes eine GrabsteIlengebühr festgesetzt werden,
deren Sätze entsprechend den verschiedenen Arten der Grab­

stellen (§ 36 Abs. 1) abzustufen sind.

(2) TIer für die Verleihung des Benützungsrechtes an

der GrabsteIle festgesetzte Gebührensatz soll in derselben Höhe
jeweils auch fUr eine Erneuerung des Benlitzungsrechtes (§ 35

Abs. 2) und in verhältnismäßiger Höhe auch für eine Verlänge­

rung des Benützungsrechtes (§ 35 Abs. 4) gelten.

§ 43

Beisetzungsgebühr

Für die Erdbestattung einer Leiche (§ 21) oder die

Beisetzung einer Urne (§ 23) kann eine Beisetzungsgebühr festge­

setzt werden. Die Beisetzungsgeblihr soll die Hälfte der jeweili­

gen Grabstellengebühr für zehn Jahre nicht übersteigen. Die TIei­

setzungsgebühr für Leichen von Kindern unter zehn Jahren soll

die Hälfte der sonstigen Beisetzungsgebilllr nicht übersteigen.

§ 44

Enterdigungsgebühr

Für die Enterdigung einer Leiche (§ 28) kann eine Ent­
erdigungsgebühr festgesetzt werden, die das Zweieinhalbfache

der Beisetzungsgebühr nicht übersteigen soll. Die Enterdigungs­

gebühr ist jedoch nur dann zu entrichten, wenn die Enterdigung
der Leiche nicht auf Grund einer behördlichen Anordnung erfolgt.

burgenland-recht.at



- 28 -

§ 45

Gebühr für die Benützung ~er Leichenhalle (Aufbahrungshalle)

Für die Benützung der Leichenhalle (Aufbahrungshalle)
zur Aufbahrung der Leiche (§ 34 Abs. 3 erster Satz) kann eine
nach Tagen zu berechnende Gebühr festgesetzt werden. Hiebei
sind die Tage, die eine Leiche auf Grund behördlicher Anordnung

über die übliche Zeit hinaus aufgebahrt bleiben muß, bei der
Berechnung der Gebühr außer Betracht zu lassen. In Gemeinden,
in denen Aufbahrungsräume verschiedener Ausstattung vorhanden
sind, kann diese Gebühr in verschiedener Hohe festgesetzt werden.

Für die Benützung des Obduktionsraumes der Leichenhalle (Auf­

bahrungshalle) zur Vornahme einer Obduktion (§ 34 Abs. 3 letzter
Satz) kann eine im Hinblick auf die Kosten der Reinigung ange­
messene Gebühr festgesetzt werden, es sei denn, daß es sich um
eine behördlich angeordnete Obduktion handelt.

§ 46

Entstehung der Gebührenschuld, Fälligkeit
und Zahlungspflicht

(1) Die Gebührenscbuld entsteht:

a) bei der GrabsteIlen (Erneuerungs-)gebühr mit der Verleihung
bzw. mit der Erneuerung des Benützungsrechtes~

b) bei der Beisetzungsgebühr mit der erfolgten Erdbestattung

der Leiche oder der Beisetzung der Urne~

c) bei der Enterdigungsgebühr mit der Vorlage der Bewilligung
der Bezirksverwaltungsbehörde 5

d) bei der Gebühr für die Benützung der Leichenhalle (Aufbahrungs­

halle) mit dem Beginn der Benützung.

(2) Die Friedhofsgebühren werden einen Monat nach Zustellung
des von der Gemeinde in Bescheidform zu erlassenden Zahlungsauf­
trages fällig. Sie können nach Maßgabe der Bestimmungen des Ver­

waltungsvo11streckungsgesetzes (VVG 1950) hereingebracht werden.

(3) Zur Entrichtung der GrabsteIlen (Erneuerungs-)gebühr ist
derjenige verpflichtet, dessen Ansuchen um Verleihung (Erneuerung)
des Benützungsrechtes an einer Grabstelle be-
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willigt wird; zur Entrichtung der übrigen Geb~~rcn ist der­

jenige verpflichtet~ dem d3s Benützungsrecht an der Grab~telle,

in der die Leiche bestattet oder die Urne beigesetzt wird oder
ist, zukommt, wenn jedoch dieser selbst bestattet wird, der­
jenige, der nach § 19 Abs. 2 für die Bestattung Sorge zu tragen
hat o

(4) Inwieweit die Friedhofsgebühren von der öffent­

lichen Fürsorge zu tragen sind, richtet sich nach den hieflir
bestehenden besonderen Vorschriften.

§ 47

Rückerstattung von r'riedhofsgebühren

(1) In der Friedhofsgeblihrenorrlnung sind auch Be­
stiwnungen darüber zu erlassen, ob und inwieweit bei vor­
zeitigem Verzicht auf ein Recht der Benützung einer GrabsteIle

(§ 38 Abs. 1 lit. b) odor bei Schließung oder Auflassung eines

Friedhofes oder Friedhofteiles (§ 32 Abs. 4) ein Rückersatz

erlegter Friedhofsgebühren stattfindet.
(2) In den Fällen des § 37 ist die GrabsteIlengebühr

bis zum Erlöschen des BenEtzungsrechtes als abgegolten anzu­

sehen.

VII. Abschnitt

Strafen; Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes

§ 48

(1) Wer den Bestimmungen dieses Gesetzes oder den auf

Grund desselben erlassenen Verordnungen zuwiderhandelt, ferner
wer die bei einer Bestattungsanlage gebotene Pietät und Würde

verletzt~ begeht eine Verwaltungsübertretung und wird, sofern
nicht ein vom Gericht zu ahndender Tatbestand vorliegt, von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu S 30000.-­

oder mit Arrest bis zu zwei Wochen bestraft.
(2) Bei Vorliegen erschwerender Umstände können Geld­

und Arreststrafen nebeneinander verhängt werden.
(3) Der Versuch ist strafbar.

- 29 -

willigt wird; zur Entrichtung der übrigen Geb~~rcn ist der­

jenige verpflichtet~ dem d3s Benützungsrecht an der Grab~telle,

in der die Leiche bestattet oder die Urne beigesetzt wird oder
ist, zukommt, wenn jedoch dieser selbst bestattet wird, der­
jenige, der nach § 19 Abs. 2 für die Bestattung Sorge zu tragen
hat o

(4) Inwieweit die Friedhofsgebühren von der öffent­

lichen Fürsorge zu tragen sind, richtet sich nach den hieflir
bestehenden besonderen Vorschriften.

§ 47

Rückerstattung von r'riedhofsgebühren

(1) In der Friedhofsgeblihrenorrlnung sind auch Be­
stiwnungen darüber zu erlassen, ob und inwieweit bei vor­
zeitigem Verzicht auf ein Recht der Benützung einer GrabsteIle

(§ 38 Abs. 1 lit. b) odor bei Schließung oder Auflassung eines

Friedhofes oder Friedhofteiles (§ 32 Abs. 4) ein Rückersatz

erlegter Friedhofsgebühren stattfindet.
(2) In den Fällen des § 37 ist die GrabsteIlengebühr

bis zum Erlöschen des BenEtzungsrechtes als abgegolten anzu­

sehen.

VII. Abschnitt

Strafen; Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes

§ 48

(1) Wer den Bestimmungen dieses Gesetzes oder den auf

Grund desselben erlassenen Verordnungen zuwiderhandelt, ferner
wer die bei einer Bestattungsanlage gebotene Pietät und Würde

verletzt~ begeht eine Verwaltungsübertretung und wird, sofern
nicht ein vom Gericht zu ahndender Tatbestand vorliegt, von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu S 30000.-­

oder mit Arrest bis zu zwei Wochen bestraft.
(2) Bei Vorliegen erschwerender Umstände können Geld­

und Arreststrafen nebeneinander verhängt werden.
(3) Der Versuch ist strafbar.

burgenland-recht.at



- 30 -

(4) Unabhängig vom Strafverfahren kann dem Täter die
Verpflichtung zur Herstellung des dem Gesetze entsprechenden
Zustandee auferlegt werden.

VIII. Abschnitt

Bes~immungen über d:Le Vollziehung des Gesetzes,
Ubergangs-· und Schlußbestimrnungen

§ 4-9

Eigener Wirkungsbereich der GEmeinde

Die Gemeinde hat ihre in dieSEm Gesetz geregelten Aufgaben
mit Ausnahme der Abschnitte 11, IV und VII im eigenen Wirkungs­
bereich zu besorgen~

§ 50

Übergangsbestimmungen

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses GEsetzes VErlieren alle
Berechtigungen zur ~,:'ornahme deI' Totenbeschau durch Laientoten­

beschauer ihre Gültigk2it~

(2) Wenn in Orten, 5_n denen nur f3in nicht im öffentlichen
Dienst stehender Arzt ansässig ist, dieser nach den bisher
geltenden Bestimmungen als Totenbeschauer bestellt wurde, gilt
er als im Sinne des § 2 dieses Gesetzes bestellt.

(3) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehende
Friedhöfe, Feuerb2stattungsanstalten, Urnenhallen und Urnenhaine
bedürfen keiner neuerlichen Bei~illigung nach den Bestimmungen
dieses GEsetzEs. Entsprechen jedoch solche Anlagen nicht den
sanitätspolizeilichen Erfordernissen oder jenen der Pietät und
Würde, so hat die Gemeinde oder die gesetzlich anerkannte Kirche
oder Religionsgesellschaft das Erforderliche zur Behebung solcher

Mängel zu veranlassen.

(4) Soweit auf Priedhöfen und in Feuerbestattungsanstalten
den Bestimmungen des § 34 entsprechende Leichenhallen (Auf­
bahrungshallen) noch nicht vorhanden sind, sind sie binnen
sieben Jahren na.ch dem Inkrafttreten dieses Gesetzes- zu er­
richtenft
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(5) Bestehende Friedhofsordnungen~ die den Bestimmungen
dieses Gesetzes widersprecnen, sind bis 1. Jänner 1971 anzu­
passen. Ansonsten sind dcn Bestimmungen dieses Gesetzes ent­
sprechende Friedhofsordnungen und Friedhofsg8bübrenordnungen
so rechtzeitig zu b0schließen, daß diese mit 1. Jänner 1971
wirksam werden.

(6) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge­
setzes bestehenden Benützungsrechte an Grabstellen sind von

diesem Zeitpunkt an als Benützungsrechte im Sinne dieses Ge­
setzes anzusehen~

(7) Kommt eine Gemeinde den ihr in den Absätzen 3 und 4
auferlegten Verpflichtungen nicht rechtzeitig nach, so kann die

Landesregierung,falls überörtliche Interessen sanitätspolizei­

licher Natur es unbedingt notwendig machen, alle erforderlichen
Maßnahmen an Stelle und auf Kosten der Gemeinde selbst treffen.

§ 51

Schlußbestimmungen

(1) r·1i t dem Vfirksamkei tsbeginn diE:sOS Ges(;tzes verli8ren
alle das Leichen- und Bestattungswesen regelnden gesetz:ichen
Vorschriften ihre V"irksamkeit. Insbesondere treten außer Kraft:

1.) die §§ 109 bis 123, 15~ Abschnitt, des ungarischen

Gesetzesartikels XIV vom Jahre 1876, tiber die Regelung des Sani­

tätswesens;
20) das Gesetz über die Feuerbestattung vom 15. Mai 1934,

Deutsches RGB1. I S. 380 9 eingeführt in Österreich mit der Ver­

ordnung vom 280 Februar 1939, Deutsches RGBl. I So 550,
GBlfdLÖ. Nro 414/1939;

3.) die Verordnung zur Durchführung des Feuerbestat-

tungsgesetzes vom 100 Augast 1938, Deutsches RGB1. I S. 1000?
eingeführt in Österreich mit der Verordnung vom 28. Februar 1939,
Deutsches RGB1. I S. 550, GBlfdLÖoNr. 414/~9390

(2) Durch die Bestimmungen dieses Ges~tzes werden die

gewerberochtlichen Vorschriften des Bundes tiber die Leichenbe­

stattungsunternehmen nicht berührt.
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(5) Bestehende Friedhofsordnungen~ die den Bestimmungen
dieses Gesetzes widersprecnen, sind bis 1. Jänner 1971 anzu­
passen. Ansonsten sind dcn Bestimmungen dieses Gesetzes ent­
sprechende Friedhofsordnungen und Friedhofsg8bübrenordnungen
so rechtzeitig zu b0schließen, daß diese mit 1. Jänner 1971
wirksam werden.

(6) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge­
setzes bestehenden Benützungsrechte an Grabstellen sind von

diesem Zeitpunkt an als Benützungsrechte im Sinne dieses Ge­
setzes anzusehen~

(7) Kommt eine Gemeinde den ihr in den Absätzen 3 und 4
auferlegten Verpflichtungen nicht rechtzeitig nach, so kann die

Landesregierung,falls überörtliche Interessen sanitätspolizei­

licher Natur es unbedingt notwendig machen, alle erforderlichen
Maßnahmen an Stelle und auf Kosten der Gemeinde selbst treffen.

§ 51

Schlußbestimmungen

(1) r·1i t dem Vfirksamkei tsbeginn diE:sOS Ges(;tzes verli8ren
alle das Leichen- und Bestattungswesen regelnden gesetz:ichen
Vorschriften ihre V"irksamkeit. Insbesondere treten außer Kraft:

1.) die §§ 109 bis 123, 15~ Abschnitt, des ungarischen

Gesetzesartikels XIV vom Jahre 1876, tiber die Regelung des Sani­

tätswesens;
20) das Gesetz über die Feuerbestattung vom 15. Mai 1934,

Deutsches RGB1. I S. 380 9 eingeführt in Österreich mit der Ver­

ordnung vom 280 Februar 1939, Deutsches RGBl. I So 550,
GBlfdLÖ. Nro 414/1939;

3.) die Verordnung zur Durchführung des Feuerbestat-

tungsgesetzes vom 100 Augast 1938, Deutsches RGB1. I S. 1000?
eingeführt in Österreich mit der Verordnung vom 28. Februar 1939,
Deutsches RGB1. I S. 550, GBlfdLÖoNr. 414/~9390

(2) Durch die Bestimmungen dieses Ges~tzes werden die

gewerberochtlichen Vorschriften des Bundes tiber die Leichenbe­

stattungsunternehmen nicht berührt.
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§ 52

Wirksamkeitsbeginn

Dieses Gesetz tritt am 1. Jänner 1970 in Krafto

DaB dieser Abdruck mit dem vom Burgenländischen
Landtag am 11. DEZ.. t9ti9 ;gefa6ten Beschluß
gleichlautend ist. wird hiemit beglaubigt.

fiaenstadt, am.. 18, Ba 1D9 _

o•
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DaB dieser Abdruck mit dem vom Burgenländischen
Landtag am 11. DEZ.. t9ti9 ;gefa6ten Beschluß
gleichlautend ist. wird hiemit beglaubigt.
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